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Einstürzende Neubauten: Welten und 
Varianten des Wohlfahrtskapitalismus 

Dient der Wohlfahrtsstaat vor allem dazu, Demokratie und Kapitalismus zu versöhnen? 
So plausibel diese Vorstellung in den Sozialwissenschaften erscheint, so irreführend ist sie 
für das Verständnis des Wohlfahrtsstaates. Der Wohlfahrtsstaat verhilft der Demokratie 
und dem Kapitalismus zu ihrer Eigenlogik: Die Demokratie kann sich um mehr sozialpo-
litische Anliegen kümmern als es wirtschaftliche Interessen verlangen. Die kapitalistische 
Wirtschaft wiederum verfügt mit dem Wohlfahrtsstaat über ein kompletteres und besser 
funktionierendes Marktsystem als ohne ihn. Aber um dies zu verstehen, muss man die 
Vorstellung aufgeben, dass ganze Wohlfahrtsstaaten liberal oder koordiniert, sozialdemo-
kratisch oder konservativ sind; sie sind es bestenfalls in einzelnen sozialpolitischen  
Programmen.1

Waltraud Schelkle

1. �Für eine besseres Verständnis  
von Wohlfahrtsstaaten

Der Versuch, ein besseres Verständnis des Wohlfahrtsstaats 
zu gewinnen, führt uns zurück zu einer Grundsatzfrage der 
komparativen Politischen Ökonomie: „…how is it possible 
to combine capitalism with democracy?“ (Iversen 2006, 
S. 201). Der Kapitalismus schafft Ungleichheiten in der Ver-
teilung der Wirtschaftskraft. Die Demokratie hingegen 
gründet sich auf eine gleichmäßige Verteilung des Wahl-
rechts. Warum aber geben die vielen Armen nicht den Po-
litikern ihre Stimme, die die Reichen enteignen, und wie 
kann – falls sie es doch tun – der Kapitalismus überleben? 

Eine Antwort lautet: Der dem Wohlfahrtsstaat imma-
nente Klassenkompromiss hält die Armen davon ab, die 
Reichen zur Kasse zu bitten. Zu diesem Schluss gelangt 
Esping-Andersen in seinem 1990 erschienenen Werk Three 
Worlds of Welfare Capitalism. Darin wurden klar abge-
grenzte Idealtypen von Wohlfahrtsstaaten als unterschied-
liche Formen eines Klassenkompromisses identifiziert. 
Die zugrunde gelegte Theorie der Machtressourcen besagt, 
dass Umfang und Ausgestaltung des Wohlfahrtsstaates die 
historische Bedeutung der politischen Linken und ihrer 
Allianzen mit den Mittelschichten widerspiegeln (Korpi 
2006). Die Klassifikation in drei Welten leitet sich direkt 
von dieser sozialpolitischen Tradition ab, der zufolge die 
Politik die Marktwirtschaft beherrscht.

Eine weitere Antwort besagt, dass es den Kapitalisten 
gelinge, Teile der Arbeiterschaft vor ihren Karren zu span-
nen und den Wohlfahrtsstaat für ihre Zwecke zu instrumen-
talisieren. Die Typologie der Varianten des (Wohlfahrts-)
Kapitalismus (Hall/Soskice 2001a) ist geprägt von diesem 
auf industrielle Beziehungen abhebenden Denkmodell und 
folgte darin Goldthorpe (1984) und später Swenson (1991) 
in der Verlagerung des Forschungsinteresses auf die Rolle 
des Big Business und organisierter Arbeitgeber. Hall und 
Soskice (2001a) unterschieden zwischen einer koordinier-
ten und einer liberalen Marktwirtschaft als zwei unter-
schiedlichen Systemen, die profitables kapitalistisches 
Wachstum ohne Revolte der Arbeiterschaft ermöglichen. 
Hier schränkt die ökonomische Logik den politischen 
Handlungsspielraum ein. 

Der vorliegende Beitrag geht davon aus, dass die Koe-
volution von Kapitalismus, Demokratie und Wohlfahrtsstaat 
grundlegende Fragen zur Politischen Ökonomie aufwirft, 

1	 Dieser Artikel ist eine gekürzte Fassung eines 2012 veröf-
fentlichten LEQS-Arbeitspapiers. Bei seiner Abfassung ka-
men mir zahlreiche wertvolle Diskussionen mit ehemali-
gen Doktorandinnen, Doktoranden, Kolleginnen und Kol-
legen zugute. Mein aufrichtiger Dank gilt auch Peter Hall 
(Harvard) und Mark Vail (Tulane) für ihre Einsichten und 
ihre großzügige Bereitschaft, während unserer gemeinsa-
men Zeit am Hanse-Wissenschaftskolleg in Delmenhorst 
eine Fassung dieses Papiers zu kommentieren.
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und zwar sowohl als theoretisches Forschungsgebiet als auch 
als Ansatzpunkt politischer Gestaltung. Im Gegensatz zu den 
oben beschriebenen Ansätzen bin ich der Auffassung, dass 
die Konstruktion von Idealtypen nicht hilfreich ist, wenn 
man die Rolle von Wohlfahrtsstaaten in kapitalistischen De-
mokratien verstehen möchte. Ich werde mich durchgängig 
auf die bewährten Welten (Esping-Andersen 1990) und auf 
die neueren, unter koordinierender Leitung von Hall und 
Soskice (2001a) entwickelten Varianten fokussieren, weil sie 
die beiden populärsten Typologien sind.

Der zweite Teil meiner Ausführungen ist der Beschrei-
bung eines abweichenden theoretischen und analytischen 
Rahmens für die Untersuchung des Wohlfahrtskapitalismus 
in der komparativen politischen Ökonomie gewidmet. Die-
ser Ansatz verknüpft die Erkenntnisse der neuen Wohl-
fahrtspolitik (Baldwin 1990; Pierson 2001; Hacker 2002) 
und der neuen Wohlfahrtsökonomie (Barr 1992; Agell 1999; 
Atkinson 1999). Das sind zwei voneinander unabhängige 
Versuche, die Widerstandskraft des Wohlfahrtsstaates nach 
dem Ende des Goldenen Zeitalters der Expansion zu erklä-
ren. Die entsprechenden Erkenntnisse legen nahe, dass 
zwischen Wohlfahrtspolitik und Wohlfahrtsökonomie in 
der modernen Gesellschaft keine vorgegebene Beziehung 
besteht, die entweder die Arbeiterschaft oder die Kapitalis-
ten begünstigen würde. Starke Annahmen hinsichtlich der 
Kausalitätsbeziehung zwischen Ökonomie und Politik sind 
deshalb irreführend. Das Maß ökonomischer Veränderun-
gen wird nicht zwangsläufig von den politischen Instituti-
onen bestimmt. Ebenso wenig erzeugt wirtschaftlicher 
Druck kalkulierbare Reaktionen zur Problemlösung in der 
politischen Sphäre.

Ausgangspunkt ist nicht der Nationalstaat, sondern die 
Politik. Sobald politische Maßnahmen in die Praxis umge-
setzt sind, schaffen sie ihre eigenen Interessengruppen, und 
nach den Erkenntnissen der neuen Ökonomie sind diese 
Gruppen besser legitimiert, wenn sozialpolitische Maßnah-
men Marktversagen korrigieren. Eine Alternative zu den 
bestehenden Regimetypologien für ganze Staaten besteht 
darin, die Vielzahl sozialpolitischer Maßnahmen in allge-
meingültiger und sinnvoller Weise zusammenzufassen. Die 
sozialpolitische Forschung unterscheidet zwischen beitrags-
basierter Versicherung, bedarfsgeprüfter Unterstützung 
und universalen Kollektivgütern, eine Klassifizierung die 
auch der Welten-Typologie von Esping-Andersen zugrun-
de liegt. Die Generalisierung umfasst nicht nur Geldleis-
tungen, sondern auch Sachleistungen und Vorschriften, die 
als Sicherheitsnetze fungieren. Der Tenor dieser neuen po-
litischen Ökonomie des Wohlfahrtsstaates geht dahin, den 
Sozialstaat als Institution zu begreifen, der es ermöglicht, 
zwischen einer kapitalistischen Wirtschaftssphäre und einer 
Sphäre demokratisch legitimierter politischer Gestaltung 
zu unterscheiden. Sie ermöglicht es beiden, entsprechend 
ihrer jeweiligen Normen zu handeln – also einerseits pro-
fitable Expansion und Schrumpfung und andererseits ge-
rechte politische Partizipation und staatliche Legitimierung 
zu praktizieren.

2. �Warum die Welten und Varianten des 
Wohlfahrtskapitalismus einstürzen

Politisch attraktiv wurden Regimetypologien in den1980er 
Jahren, als konservative Regierungen vehement den Sozi-
alstaat attackierten (Pierson 1994). Die Typologien schienen 
schlagende Gegenargumente zu der Auffassung zu liefern, 
dass die Marktwirtschaft die einzig richtige Antwort sei und 
der wirtschaftliche Druck unweigerlich zu einer Einigung 
auf einen minimalistischen Wohlfahrtsstaat führen werde. 
Das Konzept eines Wohlfahrtsregimes mit komplementären 
Normen oder Institutionen bringt Ordnung in die verwir-
rende Vielfalt von Wohlfahrtsmodellen. 

Esping-Andersen postulierte, dass die Unterschiede zwi-
schen den OECD-Ländern im Wesentlichen auf drei unter-
schiedliche Welten des Wohlfahrtskapitalismus hinauslau-
fen. Diese unterscheiden sich durch den Grad der 
Dekommodifizierung (Lohnersatzleistungen), die Formen 
der Stratifizierung (soziale Schichtung unabhängig von oder 
entsprechend der ökonomischen Schichtung) und durch 
unterschiedliche Hauptträger von Sozialleistungen (Staat, 
Familie, Markt):

(1) Da ist zunächst die skandinavische sozialdemokratische 
Welt mit ausgeprägter Dekommodifizierung (hohen Ersatz-
leistungen) und Stratifizierung inklusiver Sozialbürgerschaft 
(Unabhängigkeit von sozialer und ökonomischer Schich-
tung) durch universale, überwiegend aus Steuern finanzier-
ten Leistungen. In diesem System ist der Staat der Haupt-
wohlfahrtsträger. 

(2) Die zweite Welt ist die kontinentaleuropäische konserva-
tive Welt mit unterschiedlich starker Dekommodifizierung 
und einer Stratifizierung, die in der Sozialversicherung an 
der ökonomischen Einteilung in Arbeiter, Angestellte, Be-
amte und Selbstständige festhält. Es gibt für die verschie-
denen Statusgruppen jeweils getrennte, beitragsfinanzierte 
Versicherungen. Als Hauptträger der sozialen Sicherung 
gilt hier die Familie. 

(3) Und schließlich gibt es die angelsächsische liberale Welt, 
die von minimaler Dekommodifizierung und stigmatisie-
render Stratifizierung durch residuale, bedarfsgeprüfte Leis-
tungen geprägt ist. Hier fungiert der Markt als Hauptträger 
der sozialen Sicherung.

Hall, Soskice und ihre zahlreichen renommierten Mitauto-
ren unterscheiden aus Unternehmenssicht zwei Varianten 
des Kapitalismus – möglicherweise mit Unterformen. Im 
Wesentlichen decken diese Varianten jedoch die wichtigsten 
Komplementaritäten zwischen Arbeitsmärkten, Finanzen, 
Corporate Governance und Ausbildungssystemen ab. Cha-
rakteristisch für die koordinierte Marktwirtschaft sind 
nicht-kommerziell ausgelegte Beziehungen, Zusammenar-
beit, tragfähige Zusagen und die „deliberativen Kalkulati-
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onen“ von Firmen. Die liberale Marktwirtschaft hingegen 
ist geprägt durch „distanzierte, kompetitive Beziehungen, 
formelle Vertragsausgestaltungen sowie angebot- und nach-
fragebasierte Preissignale“ auf dem Arbeits-, Kapital- und 
Gütermarkt (Hancké et al. 2007, S. 5). Der Varianten-Ansatz 
postuliert eine „firmenzentrierte politische Ökonomie“, die 
nur unmittelbar beschäftigungs- und produktivitätsstei-
gernde Sozialpolitik innerhalb eines etablierten Institutio-
nengefüges im Blick hat.

Die beiden Denkmodelle, Welten und Varianten, sind 
nicht so kompatibel, wie es die Literatur oft darstellt. Die 
Welten-Klassifizierung basiert auf weitreichenden Trans-
ferprogrammen der Wohlfahrtsstaaten, die ihren Ursprung 
angeblich im modernen Staatsbildungsprozess zu Zeiten 
der Industrialisierung haben. Außerdem stellen die in Wel-
ten verwendeten Dekommodifizierungs- und Stratifizie-
rungsindizes den Wohlfahrtsstaat als Institution dar, die 
den Einzelnen mehr oder weniger vom Markt emanzipiert 
und Klassenunterschiede durch eigene Statusunterschiede 
ersetzt. Im Gegensatz dazu befasst sich das Varianten-Mo-
dell mit Sozialleistungen nur als Mittel zur Kommodifizie-
rung der Arbeitskräfte im Interesse der Arbeitgeber. Die 
Unterscheidung zwischen liberal und koordiniert sieht so-
ziale Absicherung als Ausdruck der Macht von Arbeitge-
bern: „[E]mployment and income protection can be seen 
as efforts to increase workers’ dependence on particular 
employers, as well as their exposure to labour market risks. 
Moreover, social protection often stems from the strength 
rather than the weakness of employers“ (Estévez-Abe et al. 
2001, S. 181). In diesem Punkt stehen sich die Modelle von 
Welten und Varianten diametral gegenüber. Das macht alle 
Versuche, sie zu kombinieren, fragwürdig, auch wenn es 
– wie bei Pierson (2000, S. 793ff.) oder Ebbinghaus/Manow 
(2001) – noch so kompetent erfolgt. 

Warum gewähren die reichsten Volkswirtschaften ty-
pischerweise die großzügigsten Sozialleistungen und sto-
cken diese in Krisenzeiten auf, um die Wirtschaft zu stüt-
zen? Das bleibt im Worlds-Ansatz von Esping Andersen ein 
Rätsel, denn Dekommodifizierung der Arbeitskraft kann 
schlecht der Stützung einer kommodifizierten Wirtschaft 
helfen. Auch die von Hall und Soskice definierten Varian-
ten konzentrieren sich auf Arbeitsmarktanreize. Krisen des 
Kapitalismus sind aber in der Regel Krisen der Finanz- und 
Gütermärkte.

Sowohl die Worlds- als auch die Varieties-Typologie 
wurden heftig diskutiert und kritisiert. Das spricht für die 
beiden Typologien und zeigt, dass es sich lohnt, sich mit 
ihnen zu beschäftigen. Doch die Forschungsfrage, warum 
Länder auf gleichartigen Druck (ob durch Industrialisie-
rung oder Globalisierung) unterschiedlich reagieren, führt 
in die Irre – vor allem dann, wenn sich auf Länderebene 
keine Reaktion beobachten lässt. Aktuelle Untersuchungen 
stellten länderübergreifende Übereinstimmungen in der 
Stoßrichtung der Arbeitsmarkt- und Familienpolitik (He-
merijck 2013) fest, obwohl die Hartz-Reformen in Deutsch-
land nicht ins Bild passen. In der Rentenpolitik setzten 

Regierungen hingegen auf sehr unterschiedliche, nicht un-
bedingt typkonforme Mischungen aus staatlichen, betrieb-
lichen und persönlichen Altersvorsorgeformen (Palier/
Martin 2007; Häusermann 2010). Dafür müssen dann Ad 
hoc-Erklärungen herhalten.

Viele Länder passen in keine der vorgegebenen Klassi-
fizierungen. Im Falle der Worlds-Typologie stellten Scruggs 
und Allan (2006, S. 61) bei ihrer Neubestimmung des De-
kommodifizierungs-Indexes fest, dass „mindestens sechs 
der achtzehn Länder sich in einer Gruppe befinden, die 
nicht zu ihrem Typ passt.“ (eigene Übersetzung) In einem 
weiteren Versuch, die Welten-Klassifikation zu replizieren, 
kommen sie zu dem Schluss, dass zwei mutmaßlich libera-
le Länder, Großbritannien und Kanada, auf dem Stratifizie-
rungsindex ganz oben bzw. über den meisten sozialdemo-
kratischen Ländern rangieren (Scruggs/Allan 2008, S. 659f.). 
Für diesen bislang aufwändigsten Versuch, die Welten-Klas-
sifikation zu replizieren, musste das Autorenteam einen 
eigenen Datensatz erstellen, da die von Esping-Andersen 
verwendeten Daten erst nach Erscheinen der Veröffentli-
chung von Scruggs und Allan zugänglich gemacht worden 
sind (Korpi/Palme 2008). Scruggs und Allan kommen zu 
dem Schluss, dass Esping-Andersen nicht auf die im Anhang 
zu seinem Buch beschriebene Art, sondern auf anderen, 
mysteriösen Wegen zu seinen Klassifikationen gelangt sein 
muss. 

Bekanntlich warf auch die Varianten-Klassifikation bei 
einer Reihe von Ländern Schwierigkeiten auf.2 Dänemark 
beispielsweise vereint die Eigenschaften einer koordinierten 
Marktwirtschaft mit ausgesprochen liberaler Arbeitsmarkt
regulierung. In anderen Ländern, zum Beispiel Frankreich 
oder Japan, übernimmt der Staat die Koordinierung, was 
sich von einer Firmen-zentrierten Sichtweise nicht erfassen 
lässt. Die meisten postsozialistischen Länder Mittel- und 
Osteuropas sind bis heute, also zwei oder drei Jahrzehnte 
nach dem Beginn des Transformationsprozesses, notorische 
Ausreißer, die in keine der vorgegebenen Kategorien passen 
wollen.

Beide Regimetypologien stoßen beim Thema Sozial-
leistungen und der damit verbundenen Genderproblema-
tik an ihre Grenzen. So wurde vielfach darauf hingewiesen, 
dass die dreiteilige Welten-Klassifikation nur deshalb so 
elegant sei, weil Esping-Andersen alle Unterstützungsleis-
tungen außer Acht gelassen hat, die auf Sach- und nicht 
auf Transferleistungen basieren, beispielsweise Gesund-
heitsfürsorge im Gegensatz zu Krankengeld.3 Dies ist ein 
besonders treffender Kritikpunkt, weil Esping-Andersen, 
der ausgabenbasierten Klassifizierungen selbst kritisch 

2	 Siehe z. B. Crouch (2005, Kap. 2); Martin/Thelen (2007,  
S. 2); Schmidt (2009, S. 520ff.).

3	 Siehe Jensen (2008) zu einer neueren Dekonstruktion der 
„Dienstleistungs-Welten“. Neben Renten und Arbeitslosen-
geld enthält der Dekommodifizierungs-Index auch das 
Krankengeld (Esping-Andersen 1990, S. 54). 
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gegenüberstand, genau diesen Indikator in seinem De-
kommodifizierungsindex aber verwendete (Esping-An-
dersen 1990, S. 19f.; vgl. Castles/Mitchell 1993, S. 103). 
Zudem basiert die Welten-Einteilung auf dem Konzept 
von „Regimen“, die entweder auf Wohlfahrtsleistungen 
des Staates, des Marktes oder der Familie setzen. Und 
dennoch bleibt der riesige Bereich der innerhalb der Fa-
milie und vom Markt erbrachten Betreuungsleistungen 
unberücksichtigt. 

Das Außerachtlassen von Sachleistungen hat einen 
androzentrischen Gender Bias zur Folge. Feministische 
Sozialwissenschaftlerinnen warfen bereits früh die Frage 
auf, warum der Defamilialisierung keine ebenso wichtige 
Rolle zukommt wie Dekommodifizierung und Stratifizie-
rung.4 Eine Berücksichtigung der Defamilialisierung könn-
te die Typologie allerdings ins Wanken bringen. Denn dort, 
wo die Familie bei der Erbringung von Betreuungsleistun-
gen eine untergeordnete Rolle spielt, gibt es in der Regel 
einen schlecht bezahlten privaten Pflegesektor mit über-
wiegend weiblichen Beschäftigen. Oder aber es herrscht – 
wie in Dänemark und Schweden – ein sehr hohes Maß an 
beruflicher Segregation: Familienersatzleistungen werden 
im öffentlichen Sektor von Frauen erbracht, bei relativ nied-
riger Bezahlung und oft in Teilzeit. Folglich stützt sich die 
Defamilialisierung im sozialdemokratischen Regime auf 
eine stärker kommodifizierte oder stratifizierte Arbeitneh-
merschaft. Es könnte also sein, dass der „gute“ sozialdemo-
kratische Wohlfahrtsstaat in dieser Hinsicht keine Alterna-
tive, sondern die Kehrseite eines „schlechten“ liberalen 
Arbeitsmarktes oder einer „hässlichen“ Strategie der kon-
servativen sozialen Schichtung ist.5

Die Varianten-Klassifizierung mit ihrem Fokus auf be-
schäftigungsbezogene Sozialleistungen schließt auch Dienst-
leistungen ein, insbesondere im Bereich der Bildung, be-
schränkt sich dabei jedoch auf ein enges Leistungsspektrum. 
So wird beispielsweise der Bildungsbereich lediglich im Sin-
ne der Erlangung von Fertigkeiten und Berufsqualifikationen 
beleuchtet und nur die Frage gestellt, ob die Leistung den 
Bedürfnissen der liberalen oder der koordinierten Markt-
wirtschaft dient (Estévez-Abe et al. 2001). Damit bleiben alle 
anderen, mit sozialer Disziplin und Integration verbundenen 
Aspekte universeller Schulbildung unberücksichtigt. Pflege-
leistungen bleiben bei dieser Typologie ebenfalls außen vor. 
Werden Pflegeleistungen indirekt berücksichtigt, nämlich in 

ihrer Auswirkung auf die Beschäftigungs- und Aufstiegs
chancen von Frauen, schneidet nach den Befunden von Esté-
vez-Abe (2006) die koordinierte Marktwirtschaft bezüglich  
der Gleichberechtigung qualifizierter Frauen schlechter ab 
als die liberale Marktwirtschaft. 

3. �Rekonstruktionsversuche

Um diese Schwächen zu beseitigen, wurden die simplen 
Typologien ad hoc ergänzt. Das ist nahezu unvermeidlich, 
wenn man Idealtypen auf der Grundlage existierender Fäl-
le erstellt und Letztere auf einige wenige Eigenschaften re-
duziert (Bolderson/Mabbett 1995, S. 123; vgl. Crouch 2005, 
S. 34f.). Im Falle der Worlds stammen die Beispiele aus 
Schweden, Deutschland und den USA, im Fall der Varian-
ten aus Deutschland, den USA und dem Großbritannien 
der Post-Thatcher-Ära. Allerdings bleibt unklar, warum 
bestimmte Eigenschaften als wichtig erachtet werden und 
andere nicht oder warum ein Fall zum Idealtypus und damit 
zur Messlatte für alle anderen erhoben wird. Entsprechend 
verlängert sich die Liste der Typen. Das bedingt jedoch 
früher oder später die Abkehr von „the idea of parsimony 
as meaning a kind of rough, tough macho theory that con-
centrates on the big picture“ (Crouch 2005, S. 40).

Ein vielversprechender Ansatz zur Überwindung dieser 
Situation bestand darin, die Möglichkeit einer allmählichen, 
endogenen Transformation ernster in Betracht zu ziehen.6 
Die entsprechenden Vorschläge konzentrieren sich nicht 
mehr auf den Nachweis, dass mehr oder weniger ideale 
Regime existieren, sondern auf die Möglichkeit, dass sie 
sich auflösen. Ein gutes Beispiel hierfür sind die fünf von 
Streeck und Thelen (2005) identifizierten Arten „allmähli-
cher, doch tiefgreifender Veränderung“ (gradual yet trans-
formative change). Diese Veränderungen können in allen 
Welten oder Varianten vorkommen, und sie können das 
Ergebnis von institutioneller Evolution als auch gezielter 
Reformstrategien sein.7 Im gleichen Tenor argumentiert 
auch Crouch (2005, S. 13, 99), „real-world institutions“ 
enthielten „elements of complexity and incoherence“, die 
Raum für von opportunistischen Akteuren angestrebte Ver-
änderungen und Innovationen böten. Das hat, wie Streeck 

4	 Siehe z. B. Lewis (1992); und Orloff (1993), frühe feministi-
sche Kritik, die Esping-Andersen (1999: Kap.4) anerkannte, 
ohne seine Welten-Klassifizierung zu ändern.

5	 Manow (2004) beschrieb die normativen Präferenzen von 
Esping-Andersen (1990) treffend, indem er die Welten-Ein-
teilung in sozialdemokratische, liberale und konservative 
Wohlfahrtregime in „The good, the bad and the ugly“ 
übertrug.

6	 Ferrera/Rhodes (2000); Scharpf/Schmidt (2000); Streeck/
Thelen (2005).

7	 Die fünf Formen sind „displacement of dominant with dor-
mant institutions, institutional layering and subsequent diffe-
rential growth, tolerated drift of institutions away from social 
reality, slow conversion of existing institutions to new purpo-
ses, and exhaustion due to systemic incompatibility and eros-
ion of resources. (Ersetzen dominanter Institutionen durch la-
tente Institutionen, institutionelle Schichtung und daraus re-
sultierendes differentielles Wachstum, toleriertes Abrücken 
der Institutionen von der sozialen Realität, allmählicher Um-
bau bestehender Institutionen für neue Zwecke und Erschöp-
fung aufgrund systemischer Inkompatibilität und Ressourcen-
schwund.)“ (Streeck/Thelen 2005, 33; Hervorhebung: WS).
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und Thelen (2005, S. 21) feststellen, eine Hybridisierung 
zur Folge: „All societies are [..] in some way hybrids, some 
more or less so“. Das Problem liegt darin, dass jedes Regime 
auf seine eigene Art hybrid ist und der Grad der Hybridi-
sierung nicht entlang eines eindimensionalen Spektrums 
verläuft.

Eine simple Typologie des Wohlfahrtskapitalismus kann 
nicht der Ausgangspunkt eines Forschungsprogramms sein. 
Eine Typologie ist bestenfalls ein Forschungsergebnis, das 
offen für empirische Prüfung sein muss. Versuche einer 
gewissenhaften Prüfung wurden unternommen – beispiels-
weise von Castles und Obinger (2008). Sie beobachteten 
die „Nationenfamilien“ über einen längeren Zeitraum, sa-
hen sich jedoch gezwungen, ihre Benennungen und Zu-
ordnungen über die Zeit anzupassen. Amable (2003) iden-
tifiziert anhand von Daten zu Güter- und Arbeitsmärkten 
sowie finanziellen und sozialen Sicherungssystemen fünf 
Ländergruppen. Fazit ist aber, dass man damit nicht zu dem 
erhofften Forschungsergebnis einfacher Typologien gelangt. 

Warum auch sollten sich Länder mit ihrer ganz eigenen 
Geschichte und ihren Imagined Communities, ihrer demo-
grafischen Vielfalt, ihren vielfältigen geopolitischen Dimen-
sionen und den ideologischen Pendelausschlägen demo-
kratisch gewählter Regierungen in einige wenige 
Schemata pressen lassen, mit denen das gesamte Spektrum 
früherer, aktueller und künftiger Möglichkeiten des Wohl-
fahrtsstaates abgedeckt sein soll? Es muss bessere Wege 
geben, Sozialsysteme miteinander zu vergleichen und zu-
verlässige Aussagen über die mit Wohlfahrtsreformen ver-
bundenen politischen und wirtschaftlichen Herausforde-
rungen zu gewinnen. 

4. �Die Suche nach einer neuen  
Politischen Ökonomie des  
Wohlfahrtsstaates

Alternative Ansätze müssen nicht bei null beginnen. Es gilt 
inzwischen wohl als unumstritten, dass es keine „reinrassigen“ 
nationalen Wohlfahrtsregime gibt, sondern nur „Mischlinge“ 
(Bolderson/Mabbett 1995). Fraglich bleibt allerdings, ob die 
in den 1980er Jahren einsetzenden Restrukturierungsprozes-
se zu dieser Hybridisierung und Überlagerung verschiedener 
sozialpolitischer Systeme geführt haben – wie von Streeck 
und Thelen (2005) vermutet –, oder ob dies nicht schon von 
jeher hätte beobachtet werden können, wenn sich die For-
schung nicht darauf versteift hätte, jedes Land einer bestimm-
ten Welt des Wohlfahrtskapitalismus zuzuordnen – so die 
Argumentation von Bolderson und Mabbett (1995). 

Die Hybridisierung muss als eigenständiges Phänomen 
begriffen werden, nicht nur als Ergebnis gescheiterter Re-
formen oder neoliberaler Eingriffe. Wenn es keine schlüs-
sige Klassifizierung ganzer Wohlfahrtssysteme gibt, dann 

muss man die Analyseeinheit ändern: „If, as our results 
suggest, scores among social-insurance programmes are so 
weakly inter-correlated, we might just as well talk about the 
individual welfare programmes, not regimes“ (Scruggs/Al-
lan 2006, S. 69). Gleichzeitig gilt es, eine Balkanisierung der 
sozialpolitischen Forschung zu vermeiden, d.h. eine isolier-
te Betrachtung von Alterssicherung, Gesundheitsfürsorge, 
Arbeitsmarktpolitik, Familienförderung usw., bei der quan-
titative Untersuchungen des Ausgabenniveaus das einzig 
verbindende Element bilden. Die Abgrenzung dieser ein-
zelnen sozialpolitischen Bereiche beruht auf Konventionen, 
ist politisch umstritten und dem Wandel unterworfen. So 
können etwa vorgezogene Ruhestandsregelungen dem Be-
reich Alterssicherung zugeordnet werden oder der Arbeits-
marktpolitik, Pflegeversicherungsmodelle der Gesundheits-
fürsorge oder der Familienpolitik. Durch willkürliche 
Einteilungen wird die Chance vertan, aus Reformstrategien 
zu lernen, die diese Grenzen bewusst überschreiten und die 
Technik der Verknüpfung verschiedener Politikfelder dazu 
nutzen, ein institutionelles Gleichgewicht auszuhebeln. 

Zur Vermeidung einer Balkanisierung könnte eine neue 
Politische Ökonomie des Wohlfahrtsstaates auf der neuen 
Wohlfahrtsökonomik und den New Politics of Welfare von 
Pierson (2001) und anderen aufbauen. Aus der neuen Öko-
nomik lässt sich zum einen ein viel breiteres Spektrum von 
Rechtfertigungen für sozialpolitische Maßnahmen ableiten, 
die es ermöglichen, sowohl den Sinn universalistischer („so-
zialdemokratischer“) als auch residualer („liberaler“) und 
reziproker („konservativer“) Interventionen zu erkennen 
– nämlich, dass sie nicht einfach gut, schlecht bzw. hässlich 
sind (Manow 2004). Jede Interventionsart hat Vor- und 
Nachteile. Ein zweiter, eng damit verknüpfter Punkt ist die 
Tatsache, dass die neue Ökonomik eine generische Abgren-
zung politischer Maßnahmen schafft, indem sie sich auf 
soziale Prinzipien der Resourcenallokation bezieht – wie 
Leistungserbringung in Form von Kollektivgütern (Univer-
salismus), negative und positive Besteuerung (alias Bedarfs-
prüfung) sowie Versicherung in staatlicher oder privater 
Trägerschaft. Diese Prinzipien lassen sich gleichermaßen 
auf Geld-/Sachleistungen und Regulierungen anwenden. 

Aus der neuen Politik lässt sich die Maxime ableiten, 
dass politische Auseinandersetzungen um den Wohlfahrts-
staat (Politics) den sozialpolitischen Interventionen (Poli-
cies) folgen. 8 Die verschiedenen Arten von Interventionen 
schaffen „arenas of power“ (Lowi 1964, S. 688), indem sie 
Erwartungen hinsichtlich bestimmter Auswirkungen we-
cken und dadurch bestimmte Interessen- und Anspruchs-
gruppen mobilisieren. Diese These ist empirisch nachprüf-
bar und kann von Wissenschaftlern infrage gestellt werden, 
die der Politik eine führende Rolle zusprechen (Goure-

8	 Pierson (1994, S. 39) präsentiert dies als Schattschneiders 
methodologischen Grundsatz, wonach politische Maßnah-
men Politik schaffen („policies produce politics“); siehe 
auch Hacker (2002, S. 40).

https://doi.org/10.5771/0342-300X-2017-6-389 - Generiert durch IP 216.73.216.36, am 21.01.2026, 05:37:16. © Urheberrechtlich geschützter Inhalt. Ohne gesonderte
Erlaubnis ist jede urheberrechtliche Nutzung untersagt, insbesondere die Nutzung des Inhalts im Zusammenhang mit, für oder in KI-Systemen, KI-Modellen oder Generativen Sprachmodellen.

https://doi.org/10.5771/0342-300X-2017-6-389


aufsätze

394

vitch 1986, S. 17; Ross 2000, S. 29; Vail 2010, S. 19). Statt 
die Beweise für Reformprozesse so zurechtzustutzen, dass 
sie sich einem Typ zuordnen lassen, könnten diese Alter-
nativen als Wegweiser durch die Fülle des mittlerweile vor-
handenen empirischen Materials dienen.

Die erweiterte und qualifizierte Wohlfahrtsanalyse der 
neuen Ökonomie konzentriert sich ausschließlich auf den 
berüchtigten Zielkonflikt zwischen Verteilungsgerechtig-
keit und Effizienz.9 Statt die negativen Anreize für die Er-
höhung des Arbeitskräfteangebots – hohe oder progressive 
Besteuerung, umfangreiche Arbeitslosenleistungen – bis 
ins kleinste Detail zu durchleuchten, prüft sie, welche so-
zialpolitischen Maßnahmen neben der Effizienzsteigerung 
auch mehr Verteilungsgerechtigkeit oder Sicherheit schaf-
fen. Insofern sozialpolitische Maßnahmen durch Sach- und 
Geldleistungen oder Steuerumverteilungen dazu beitragen, 
Marktversagen zu korrigieren oder es dem Einzelnen er-
möglichen, größere Erwerbsrisiken durch Spezialisierung 
einzugehen, schafft die gemischte Wohlfahrtsökonomie 
mehr Einkommen als die rein marktbestimmte Privatwirt-
schaft.

Die Neue Wohlfahrtsökonomie liefert eine klar umris-
sene, wenn auch stilisierte Beschreibung der aller Wahr-
scheinlichkeit nach wirtschaftlich und politisch relevanten 
Merkmale sozialpolitischer Maßnahmen. Die Standardklas-
sifizierung sieht die Bereiche Sozialversicherung, universale 
Leistungen sowie einkommensabhängige Leistungen vor und 
entspricht damit, wie erwähnt, der Welten-Klassifizierung. 
Der Beitrag der Neuen Ökonomik liegt darin, dass sie die 
Klassifizierung systematisch als Ausgleich für das Versagen 
oder für Leistungsschwächen der Marktwirtschaft betrachtet 
(Barr 2004, Abschnitt 4.3). Die Neue Ökonomie stammt aus 
der Zeit der Sparpolitik. Sie entsprang einer klaren norma-
tiven Motivation, nämlich der, technische Argumente gegen 
Sozialkürzungen zu liefern (Atkinson 1999). Sie zeigt Ver-
teilungseffekte auf, überlässt das Urteil darüber, ob diese 
wünschenswert sind, jedoch nicht den normativen Wohl-
fahrtsökonomen, sondern rechnet sie in technokratischer 
Manier gegen Effizienzeffekte auf: Sie überlässt die Entschei-
dung dem Werturteil politischer Ideologien. Was von man-
chen als Schwäche im Sinne einer unzureichenden inhaltli-
chen Reichweite ausgelegt werden könnte, sehe ich als 
analytische Stärke, entsprechend der Erkenntnis, dass es 
mehr als einen stichhaltigen wirtschaftlichen Grund für so-
zialpolitische Maßnahmen geben kann. Welche dieser stich-
haltigen Gründe dann letztlich praktisch relevant werden, 
ist typischerweise nicht ausschließlich eine Frage der Öko-
nomik.

Die neue Wohlfahrtsökonomie demonstriert die öko-
nomische Äquivalenz unterschiedlicher Allokationsmecha-
nismen, darunter die Äquivalenz privat finanzierter und 
staatlicher umlagefinanzierter Renten im Umgang mit dem 
Phänomen der alternden Gesellschaft.10 Die beiden Ren-
tensysteme haben unterschiedliche Verteilungswirkungen, 
schaffen unterschiedliche Risiken und Anreize, können aber 
so konzipiert werden, dass sie eine vergleichbare Absiche-

rung ermöglichen. Die Entscheidung für den einen oder 
den anderen Weg ist daher eine Frage politischer Präferen-
zen – in der Ökonomie eine Black Box. Es bedarf also einer 
Theorie der politischen Prozesse, mit der sich die Beson-
derheiten unterschiedlicher sozialpolitischer Optionen und 
Auswirkungen erklären lassen. 

Die neue Wohlfahrtspolitik ging von der Prämisse aus, 
dass der Rückbau des Wohlfahrtsstaates einer anderen po-
litischen Logik folgt als der Ausbau im Goldenen Zeitalter. 
Da der Wohlfahrtsstaat bei der Bevölkerung großen Rück-
halt besitzt, wurden blame avoidance , also das Vermeiden 
von klaren Kürzungsmaßnahmen und eindeutigen Verant-
wortlichkeiten, zur vorrangigen Strategie der Reformer. Mit 
Reformen versucht man, auf strukturelle Zwänge zu reagie-
ren – sei es Marktintegration, Übergang zur Dienstleistungs-
gesellschaft oder Wandel in den Familienstrukturen. Da die 
sozialpolitischen Institutionen jedoch jeweils ihre eigenen 
Interessengruppen hervorbringen, ist der Versuch, die 
Wohlfahrt in ihrer bisherigen Form abzuschaffen, ein müh-
samer Kampf. Die neue Politik misst deshalb der Pfadabhän-
gigkeit einen hohen Stellenwert bei. Doch ihre Vorhersagen 
eng begrenzter, im besten Falle regimeerhaltender Verän-
derung lassen sich in der Praxis nicht belegen. Auf diesen 
Umstand wurde vielfach hingewiesen, auch mit Bezug auf 
das angeblich unverrückbarste aller Regime, das Bism-
arck’sche konservative Modell (Levy 1999; Palier/Martin 
2007; Vail 2010). 

Im Nachhinein wird klar, dass die neue Politik es mithil-
fe der neuen Ökonomie hätte vermeiden können, sich bei der 
Formulierung der Forschungsfrage ausschließlich auf den 
Zielkonflikt zwischen Verteilungsgerechtigkeit und Effizienz 
zu stützen (Esping-Andersen 1996, S. 18ff., S. 25; Pierson 
2001, S. 448ff., S. 456). Die neue Ökonomie kann erklären, 
weshalb Reformen trotz angeblich eklatanten Reformbedarfs 
auf Widerstand stoßen, wobei der Reformbedarf typischer-
weise als hohe Lohnnebenkosten operationalisiert wird. So-
lange das Wohlfahrtssystem nützliche Leistungen erbringt, 
die zum Funktionieren der Märkte beitragen und dem Ein-
zelnen Zeit geben, effizientere Erwerbsentscheidungen zu 
treffen, können seine Stakeholder die neoliberalen Reformer 
mit ihren eigenen Waffen schlagen (Atkinson 1999). Die neue 
Ökonomie kann daher, wenn sie sich erst einmal ihres funk-
tionalistischen Erscheinungsbildes entledigt hat, die Erklä-
rung dafür liefern, warum die Reformen der letzten zwei 
Jahrzehnte häufig von pragmatischen, gemäßigten Sozialde-
mokraten ausgingen, die die öffentliche Wohlfahrt nachbes-

9	 Vgl. Barr (1992); Le Grand et al. (1992); Atkinson (1996); die 
neue Wohlfahrtsökonomie ist unter anderem in Joseph 
Stiglitz’ Arbeit zu Marktversagen und optimaler Besteue-
rung in unsicheren Zeiten verwurzelt.

10	 Barr (2000); aber siehe Atkinson (1999, Kapitel 6 – 7) für 
eine Analyse anderer relevanter Implikationen, wie z. B. 
Funktionsweise der Kapitalmärkte und das Auftreten von 
Versicherungs-Lobbys als politische Kraft. 
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sern und nicht etwa, wie von Politikwissenschaftlern behaup-
tet, abschaffen wollten. Oder warum es keine wirtschaftlichen 
Gründe gibt, die Regierungen zum Sozialabbau zwingen 
könnten (Amable et al. 2006) – ganz im Gegenteil legt die 
neue Ökonomie nahe, dass Privatisierung und Liberalisie-
rung zu einem vollkommen vorhersehbaren partiellen 
Marktversagen führen (Barr 2000, S. 25f.). 

5. �Ein Vorschlag zur Umsetzung

Insgesamt birgt die neue politische Ökonomie mehr poli-
tischen Entscheidungsspielraum als die neue Politik mit 
ihrem konventionellen wirtschaftlichen Unterbau. Ein gu-
tes Beispiel für eine Analyse, die diese Komplementarität 
kreativ nutzt, bietet Levy (1999, S. 265). Er untersucht, wie 
progressive Regierungen in den 1980er und 90er Jahren 
nacheinander Reformen förderten, „[which] target inequi-
ties within the welfare system that are simultaneously a 
source of inefficiency.“ 

Das legt einen Ansatz nahe, der als Untersuchungsein-
heit die verschiedenen Arten von Wohlfahrtsleistungen 
zugrunde legt. Eine systematische Darstellung der Sozial-
leistungen und ihres Wandels im Rahmen der neuen Wohl-
fahrtsökonomie setzt bei einer allgemeineren Formulierung 
der Standardklassifizierung sozialpolitischer Inhalte an 
(Versicherung, universale und bedarfsgeprüfte Leistungen), 
die auch Transfer- und Sachleistungen miteinbezieht (vgl. 
Bolderson/Mabbett (1995, S. 124ff.):

− �Kollektivgüter generalisieren das Konzept universaler 
Leistungen, wie Kindergeld für alle oder Gesundheits- 
und Sicherheitsbestimmungen am Arbeitsplatz; jeder, der 
in die jeweilige Kategorie fällt (ein Kind hat bzw. berufs-
tätig ist), hat Anspruch auf und erhält eine einheitliche 
Leistung; 

− �Besteuerungsgrundsätze generalisieren das Konzept ein-
kommensabhängiger Leistungen. Beispiele hierfür wären 
Arbeitslosenleistungen oder kostenloses Mittagessen für 
Kinder aus einkommensschwachen Familien oder für 
Senioren; beide Leistungen sind gesetzlich verankert und 
werden auf der Basis (unzureichenden) Einkommens 
oder Vermögens gewährt. 

− �Versicherungsprinzipien erfassen das, was traditionell als 
Domäne der Märkte gilt, d.h. Sozialleistungen auf der 
Grundlage von Äquivalenz und Reziprozität von Beitrag 
und Anspruch. Leistungen aus der Arbeitslosenversiche-
rung und der Krankenversicherung sind Beispiele für 
Transfer- bzw. geldwerte Leistungen. 

Diese Allokationsmechanismen werden oft in einem ge-
staffelten System kombiniert (Bolderson/Mabbett 1995). 
So wird beispielsweise das Beitragsprinzip der Rentenver-
sicherung typischerweise mit bestimmten Elementen aus 

dem Bereich kollektiver Güter gemischt, wie z. B. Eltern-
zeitanrechung, oder es wird mit einer Grundrente für alle 
Bürger und einer einkommensabhängigen Stufe für Gering-
verdiener ergänzt. Diese unterschiedlichen Risiken (hier: 
Lebenserwartung, Altersarmut aufgrund von Beitragslücken 
oder infolge geringen Verdienstes) können auch voneinan-
der abgekoppelt und in unterschiedlichen Systemen gepoolt 
werden. Die Entscheidung für eine Mischung der Kompo-
nenten in einem einzigen System oder aber zugunsten eines 
Stufenmodells hat Auswirkungen auf die Rentenpolitik, z. B. 
auf die dadurch angestrebte projizierte Solidarität und In-
klusivität. Beide Wege, Mischung oder Staffelung, können 
ideologisch motiviert und wirtschaftlich unterschiedlich 
begründet sein.

Jedes Allokationsprinzip hat Nachteile: 

− �Jede Versicherung, privat oder sozial, führt zu Moral Ha-
zard (Anreiz zu riskanterem Verhalten dank Versiche-
rungsschutz), und da der Anspruch typischerweise Bei-
tragszahlungen aus Markteinkommen voraussetzt, ist das 
Versicherungsprinzip auch oft mit Deckungsproblemen 
verbunden. 

− �Kollektivgüter werden in einheitlicher Höhe nach dem 
Gießkannenprinzip verteilt, sodass auch Personen in ih-
ren Genuss kommen, die sie gar nicht brauchen. Kollek-
tivgüter werden deshalb oft nur in niedriger Qualität ge-
währt. 

− �Bedarfsprüfungen wiederum schaffen negative Ver-
dienstanreize (Stichwort: Armutsfalle) und werden auf-
grund einer möglichen Stigmatisierung oft nicht in An-
spruch genommen. 

Die Frage, wie stark die (Dis-)Funktionalität jedes Prinzips 
bestimmte politische Ideologien stärkt, könnte für die Über-
prüfung der Hypothese „Politics follows Policy“ von Inter-
esse sein. Die Bereitstellung universaler Kollektivgüter ent-
spricht als Allokationsprinzip einem egalitären und 
kommunitaristischen Verständnis von bürgerschaftlicher 
Teilhabe und ist daher besonders attraktiv für die Sozialde-
mokratie. Besteuerungsprinzipien (z. B. Einkommenstests) 
stützen in der Regel bürokratische Politik und/oder die Po-
litik von Interessengruppen, die sich um Randgruppen küm-
mern oder diese im Blick haben; angesprochen werden 
damit (sozialliberale) Adressaten, die gezielte und entpoli-
tisierte Formen von Wohlfahrtsleistungen bevorzugen. Bei-
tragsfinanzierte Versicherungen begünstigen (konserva-
tiv-liberale) Wahlpolitik, aber auch korporatistische Politik, 
da der mit dem marktwirtschaftlichen Charakter verbun-
dene Anspruch für Wähler und Arbeitsmarktparteien at-
traktiv ist, die eine gewisse Unabhängigkeit vom Staat an-
streben. Es ließe sich empirisch überprüfen, ob 
Esping-Andersens Klassifizierung ganzer Länder in Welten 
zumindest für die Reformpolitik bestimmter Regierungen 
und Parteien schlüssig ist.

Dies ist immer noch eine eher schlichte Engführung zwi-
schen Policy und Politik. Es macht einen Unterschied, ob 
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die Wahlpolitik den Median- oder den entscheidenden Wechselwähler im 
Blick hat, ob Interessengruppen aus Sozialaktivisten oder aus Privatunterneh-
men bestehen und ob die bürokratische Politik ein Machtspiel zwischen ge-
wählten Regierungen einerseits und staatlichen Verwaltungen andererseits 
darstellt. Detailmerkmale politischer Maßnahmen sind ebenfalls nicht uner-
heblich (Atkinson 1999, S. 186). So entscheiden beispielsweise institutionelle 
Parameter wie erfasster Personenkreis, Umfang und Beteiligung (z. B. Ver-
tretung der Sozialpartner im Leitungsgremium des Leistungsträgers) darüber, 
wie stigmatisierend eine bedarfsgeprüfte Transferzahlung oder eine positiv 
diskriminierende Fördermaßnahme ist und wie inklusiv oder „marktnah“ ein 
Versicherungssystem funktioniert. Dementsprechend wird die Maßnahme 
unterschiedliche potenzielle Nutznießer anziehen oder abschrecken. Die 
Frage, welche Eigenschaften für welche Interessengruppen von Bedeutung 
sind, bedarf noch einer systematischen Klärung.

6. �Abschließende Bemerkungen zu  
Demokratie, Kapitalismus und  
Wohlfahrtsstaat

Auch die hier vorgeschlagene neue Politische Ökonomie des Wohlfahrts-
staates untersucht, auf welche Weise der Wohlfahrtsstaat durch die Ausge-
staltung sozialer Bürgerrechte Klassenunterschiede verwischt oder verstärkt 
(Marshall 1950). Möglicherweise gelingt es dem Wohlfahrtstaat gerade auf-
grund der Tatsache, dass er keine Reinform eines bestimmten Klassenkom-
promisses, sondern eine unterschiedliche Bedürfnisse und Risiken abde-
ckende Mischform darstellt (Bolderson/Mabbett 1995), die Spannung 
zwischen Kapitalismus und Demokratie zu überwinden und zum Erhalt 
eines legitimen gesellschaftlichen Raumes für beide Ordnungen beizutragen. 

Populäre Ansätze der komparativen politischen Wohlfahrtsökonomie 
gehen davon aus, dass ganze Länder und deren Wohlfahrtsinstitutionen 
einer übergreifenden Vorstellung entsprechen bzw. darauf zurückgehen 
– in Form einer vorherrschenden politischen Ideologie (Sozialdemokratie, 
Konservatismus oder Liberalismus) oder in Gestalt der Wirtschaftsordnung 
(liberal oder kooperatistisch), mit der versucht wird, in ökonomisch funk-
tionaler Weise einen Klassenkompromiss zu erzielen. 

Zu dieser stilisierten Beschreibung des Wohlfahrtsstaates gelangten ihre 
Autoren durch ausschließliche Fokussierung auf das Beschäftigungsver-
hältnis und den Arbeitsmarkt. Dadurch blieb nur wenig Raum für Politik 
und den ständigen Widerstreit zwischen temporären öffentlichen Anliegen 
und konkurrierenden Ideen in einigermaßen funktionierenden Demokra-
tien. Zudem bleibt die Frage offen, warum viele Reformen der letzten 20 
Jahre sich gegen die angebliche Komplementarität zwischen dem Wohl-
fahrtssystem und den Institutionen des Arbeitsmarktes richteten – bei-
spielsweise solche, die die Schaffung von befristeten Arbeitsplätzen und 
prekärer Beschäftigung erleichterten und damit den Status und die soziale 
Sicherheit aller Beschäftigten untergraben. 

Die neue Politische Ökonomie des Wohlfahrtsstaates anerkennt, dass 
Wohlfahrtsarrangements „[are] integral to the way political constituencies 
of social provisions are assembled and maintained in the face of budgetary 
pressures“ (Bolderson/Mabbett 1995, S. 138). Anders ausgedrückt schaffen 
die Prinzipien der Allokation von Sozialleistungen (hier: durch Kollektiv-
güter, einkommensabhängige Besteuerung oder den Versicherungsmarkt) 

politische Arenen und bieten sich in unterschiedlichem Maße für ökono-
mische Logiken an, die sowohl reale Interventionsentscheidungen abbilden 
können als auch die Beweggründe für deren Veränderung. Der Ansatz 
„Wohlfahrtspolitik folgt sozialpolitischen Eingriffen“ kann in direkten Be-
zug gesetzt werden zu Studien wichtiger Reformen in reifen Wohlfahrts-
staaten, die zu einer Aushöhlung der Regimetypologien führen. 

Eine neue Politische Ökonomie des Wohlfahrtsstaates berücksichtigt, 
dass in den politischen Prozessen der Massendemokratie eine Fülle von 
Sichtweisen und Interessen Berücksichtigung fand. Sie muss daher neben 
den Arbeitsmärkten auch andere, politisch relevantere oder relevanter wer-
dende Märkte einbeziehen. In der OECD könnte die Instabilität der Finanz-
märkte durchaus zu einem Thema für die sozialpolitische Entscheidungs-
findung werden, insbesondere was private Rentenversicherungs- und 
Wohnungsmärkte anbetrifft (Schelkle 2012). 

Allgemeiner betrachtet legt die vorgeschlagene Neuformulierung nahe, 
dass die klassische Frage der politischen Ökonomie zu sehr unter dem Ein-
druck der klassischen Ökonomien von Adam Smith bis Karl Marx stand. Der 
Klassenkompromiss bot sich offensichtlich als Antwort auf die Frage an, wie 
sich Kapitalismus und Demokratie miteinander verbinden lassen. Der Aufbau 
des modernen Wohlfahrtsstaates ist jedoch wohl eher als praktische Antwort 
auf eine andere Frage zu verstehen, nämlich‚ wie sich Kapitalismus und De-
mokratie voneinander trennen lassen. Anders ausgedrückt: Wie ist es möglich, 
dass demokratisch gewählte Politiker (in der öffentlichen Wahrnehmung) 
nicht nur auf wirtschaftliche Zwänge reagieren, sondern auch auf Forderungen 
wirtschaftlich inaktiver oder unbestimmter Personengruppen, seien es Rent-
ner, Eltern, künftige Generationen oder Zuwanderer? Die Entwicklung sozi-
alpolitischer Gestaltung ist in den seltensten Fällen direkt auf einen ökono-
misch motivierten Klassenkonflikt oder die Politik einer Industriellengruppe 
zurückzuführen. Wo dies doch der Fall ist, beispielsweise wenn wie aktuell in 
den USA private Versicherer trotz der erdrückenden Kostenlage und offen-
sichtlicher Versicherungslücken eine Gesundheitsreform rückgängig machen, 
müsste man schon sehr zynisch sein, um dies in einer reifen Demokratie als 
Normalzustand und nicht als pathologische Ausnahme zu betrachten.

Der Wohlfahrtsstaat erfüllt eine Vielzahl von Erwartungen hinsichtlich 
Sicherheit, Inklusion und sozialer Effizienz. Das hat ihn vom Klassenkom-
promiss als vorherrschendem politischem Problem entrückt. Die Liberali-
sierung und das Outsourcing von Sozialleistungen haben den Einfluss der 
Arbeitsmarktparteien auf die soziale Sicherung verringert – dadurch können 
sozialpolitische Maßnahmen zum Werkzeug der Interessen privater Anbieter 
werden. Die Grenzen zwischen der wirtschaftlichen und der politischen 
Sphäre sind nicht naturgegeben und unverrückbar, sondern umstritten. Sie 
gleichen fragilen, nur durch Konvention geschützten Trennungslinien. 

Für die vergleichende Wohlfahrtsstaatsforschung ist daher die Trennung 
und nicht etwa die allgegenwärtige Verbindung von Kapitalismus und De-
mokratie der möglicherweise interessantere Untersuchungsgegenstand. Und 
für die politische Ökonomie ergibt sich daraus eine allgemeinere Frage: Was 
hält die Wirtschaftspolitik davon ab, den Kapitalismus zu überwältigen, und 
was hält die politische Ökonomie ihrerseits davon ab, die Demokratie vor 
ihren Karren zu spannen? Höchstwahrscheinlich der Wohlfahrtsstaat.
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